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STEUERPOLITIK

Wirkt die Umsatzsteuer verteilungsneutral?
Paul-Helmut Huppertz, Uwe Wartenberg, Köln

Zur teilweisen Finanzierung des wachstumspolitischen Programms ist eine Erhöhung der Mehrwert­
steuer geplant. Gerechtfertigt wird eine solche Anhebung auch mit der These von einer verteilungs­
neutralen Belastung der privaten Haushalte durch die Umsatzsteuer. In einer empirischen Inzidenz­
analyse zeigen die Autoren jedoch, daß die „klassische“ Auffassung einer unsozialen Verteilungswir­
kung der Umsatzsteuer nichts von ihrer Richtigkeit eingebüßt hat.

In der Beurteilung der Verteilungswirkungen, die 
von der Umsatzbesteuerung ausgehen, hat in der 

Bundesrepublik ein bemerkenswerter Wandel ein­
gesetzt. Herrschte noch vor wenigen Jahren die 
Auffassung vor, die Umsatzsteuer belaste die 
Haushalte mit niedrigem Einkommen relativ stär­
ker als die Angehörigen höherer Einkommensklas­
sen (regressive W irkung)'), so gewinnt heute die 
These eines von der Einkommenshöhe unabhän­
gigen, gleichmäßigen Belastungsveriaufs (vertei­
lungsneutrale Wirkung) immer mehr an Gewicht^). 
Wie sehr die „klassische“ Regressivitätsthese an 
Boden verloren hat, zeigt schon die Tatsache, daß 
die im vergangenen Jahr beschlossene Anhebung 
der Mehrwertsteuersätze in amtlichen Publikatio­
nen -  ohne jeden zweifelnden Unterton und in der 
Öffentlichkeit bislang unwidersprochen — als

') Vgl. z. B. G. Z e i t e I : Die Steuerlastverteflung in der Bundes­
republik Deutschland, Tübingen 1969, S. 125; W. H a k e :  Umver­
teilungseffekte des Budgets, Göttingen 1972, S. 177. Die Ablösung 
der ursprünglichen Bruttoallphasenumsatzsteuer durch die Mehr­
wertsteuer als Nettoallphasenumsatzsteuer zum 1.1.1968 war für 
diesen Beurteilungswandel ohne Bedeutung.
’ ) Siehe u. a. H. Z i m m e r m a n n ,  K.-D. H e n k e :  Finanzwis­
senschaft, 2. Aufl., München 1978, S. 183.
’ ) Finanzbericht 1978, hrsg. v. Bundesministerium der Finanzen, 
Bonn, S. 41. Entsprechend wurde in einer vom Bundespresseamt 
verbreiteten und von den meisten Tageszeitungen veröffentlichten 
Beispielsrechnung zu den Steuerrechtsänderungen von 1977 aus 
der Anhebung der Mehrwertsteuersätze eine für alle Einkommens­
klassen gleiche Mehrbelastung von 0,55 "A des Bruttoverdienstes 
unterstellt. (Aktuelle Beiträge zur Wirtschafts- und Finanzpolitik, 
hrsg. v. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Nr. 
83/1977, S. 2.).

Dr. Paul-Helmut Huppertz, 32, Dipl.-Volks- 
wirt, und Uwe Wartenberg, 29, Dipl.-Kauf- 
mann, sind wissenschaftliche Assistenten 
am Seminar fü r Finanzwissenschaft der Uni­
versität Köln.

„weitgehend verteilungsneutral“ eingeschätzt wird, 
„da sie das verfügbare Einkommen der privaten 
Haushalte in etwa proportional“ belaste; die These 
von einem gleichmäßigen Belastungsverlauf der 
Umsatzsteuer dient also bereits der verteilungs­
politischen Legitimation steuerstruktureller Ein­
griffe^).

Bisherige Untersuchungen

Auf welchen Befunden empirischer Inzidenzanaly­
sen dieser gravierende und in seinen steuerpoliti­
schen Auswirkungen kaum absehbare Einstel­
lungswandel basiert, bleibt unklar. Möglicherweise 
ist die öffentliche Meinung von den Ergebnissen 
der Untersuchungen beeinflußt worden, die das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
seit 1969 publiziert ha t“). So folgern in der jüng­
sten DlW-Veröffentlichung K.-D. Bedau und G. 
Göseke aus einer auf das Jahr 1974 bezogenen 
Inzidenzrechnung, die Mehrwertsteuererhöhung 
treffe „die privaten Haushalte aller Einkommens­
schichten relativ gleichmäßig“ =). Eine derartige Be­
hauptung erscheint uns freilich äußerst fragwürdig, 
da das vorgelegte Datenmaterial allenfalls einen 
Schluß über die indirekten Steuern in ihrer Ge­
samtheit (also einschließlich aller speziellen Ver­
brauch- und Aufwandsteuern) zuläßt; eine spezi­
fische Inzidenzaussage über die Umsatzsteuer ist 
aus den veröffentlichten empirischen Befunden 
nicht ableitbar.

■•¡G. G ö s e k e ,  D. Z a v I a r i s :  Die Belastung des privaten 
Verbrauchs durch indirekte Steuern, in: DIW-Vierteliahreshefte zur 
Wirtschaftsforschung, Heft 1/1969; K.-D. B e d a u ,  G. G ö s e k e :  
Wirken indirekte Steuern regressiv?, in: DiW-Wochenbericht Nr. 
21/1972.
') K.-D. B e d a u ,  G. G ö s e k e :  Die Belastung der privaten 
Haushalte mit indirekten Steuern, in; DlW-Wochenbericht Nr. 
44/1977, S. 384.
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Die tatsächliche Belastung der privaten Haushalte 
aus der Umsatzbesteuerung wird im wesentlichen 
von Ausmaß und Richtung der Steuerüberwälzung 
sowie der jeweiligen Verwendungsstruktur des 
Haushaltseinkommens bestimmt;

□  So hängt die Inzidenz der Umsatzsteuer zu­
nächst einmal davon ab, ob bzw. inwieweit die 
Steuerzahler die Steuerlast an Dritte weitergeben 
können und ob die Überwälzungsversuche eher 
auf Arbeitskräfte bzw .Vorlieferanten (sog. Rückwäl­
zung) oder, wie gesetzlich beabsichtigt und von 
der Erhebungstechnik begünstigt, auf den Abneh­
mer gerichtet sind (sog. Vorwälzung).

□  Im Falle der Vorwälzung auf den Endverbrau­
cher beeinflußt die jeweilige Haushaltskonsum­
struktur die Lastverteilung, weil das geltende Um­
satzsteuerrecht bei bestimmten Waren und Dienst­
leistungen anstelle des vollen nur einen ermäßig­
ten Steuersatz anwendet“) oder von einer Besteu­
erung überhaupt absieht'). Auch der Anteil des 
Gesamtkonsums an der Verwendung des Haus­
haltseinkommens ist insofern von Bedeutung, als 
die auf das Haushaltseinkommen bezogene Steu­
erlast um so höher ist, je mehr Einkommensteile 
zum Kauf von Gütern anstelle zur Bildung umsatz­
steuerbefreiten Sparvermögens aufgewendet 
werden.

Die von uns vorgenommene Lastverteilungsrech­
nung geht in Ermangelung einer empirisch ge­
stützten und hinreichend quantifizierbaren Alter­
native wie die meisten bisherigen Inzidenzanaly­
sen von der Hypothese einer vollständigen Vor­
wälzung der Umsatzsteuer auf den Endverbrau­
cher aus«). Das erforderliche Datenmaterial zu 
Konsumquote und Verbrauchsgewohnheiten der 
privaten Haushalte ist der jüngsten Einkommens­
und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bun­
desamtes (EVS) für das Jahr 1973 entnommen’ ). 
Aufgrund der in der EVS vorgenommenen Eintei­
lung werden getrennte Inzidenzanalysen für pri­
vate Haushalte je nach Einkommenshöhe, sozialer 
S tellung’ “) des Haushaltsvorstands und Haushalts­
typ durchgeführt.

‘ ) § 12 Abs. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG).
’ ) §4 UStG.
*) Vgl, K. W. R o s k a m p :  The Distribution of Tax Bürden in a 
Rapidly Growing Economy: West Germany in 1950, in; National 
Tax Journal, Bd. 16 (1963), S. 20 ff., sowie die o. a. Inzidenzrech­
nungen des DiW. Auch die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
operiert m it dieser Hypothese.
’ ) Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Wirtschaftsrechnungen, Fach­
serie 15, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1973, Heft 4 und 
5, Stuttgart und Mainz 1977; Fachserie M, Preise-Uöhne-Wlrtschafts- 
rechnungen, Reihe 18, Einkommens- und Verbrauchsstichproben, 
Nr. 3, 1973, Stuttgart und Mainz 1976. Dabei wird unterstellt, daß 
die dort ausgewiesene Struktur der Einkommensverwendung im 
wesentlichen auch heute noch Bestand hat.
’ ”) Mit diesem unpräzisen Begriff belegt das Statistische Bundes­
amt die Aufgliederung der Bevölkerung in Selbständige, Landwirte, 
Beamte, Angestellte, Arbeiter und Nichterwerbstätige.
" )  Bruttoeinkommen abzüglich direkte Steuern und Pflichtbeiträge 
zur Sozialversicherung.
” ) Nettoeinkommen zuzüglich Einnahmen aus dem Verkauf ge­
brauchter Waren und einmalige Vermögensübertragungen von 
1000 DM und mehr.

Bei der Ermittlung der relativen Lastverteilung 
wird — im Gegensatz zum DIW, das nur m it dem 
verfügbaren Nettoeinkommen operiert — von der 
Festlegung auf einen Einkommensbegriff als Be­
zugsgröße abgesehen, weil ansonsten leicht der 
Vorwurf erhoben werden könnte, das Untersu­
chungsergebnis sei durch die Wahl der „günstig­
sten“ Bezugsgröße vorgeprägt. Statt dessen sol­
len alle drei in der EVS verwandten Einkommens­
konzepte, nämlich das Brutto-, das N etto-’ ’ ) und 
das ausgabefähige Einkommen’ )̂ herangezogen 
werden.

Einkommenshöhe und Steuerlast

Aus dem Datenmaterial der EVS geht hervor, daß 
die einzelnen Strukturelemente der Einkommens­
verwendung je nach Höhe des Haushaltseinkom­
mens unterschiedliche, z. T. sogar gegenläufige 
Inzidenzeffekte mit sich bringen (siehe Tab. 1, 
Spalten 1—4). Während die Haushaltskonsum­
quote mit zunehmendem Einkommen sinkt, nimmt 
gleichzeitig der Anteil der Ausgaben für voll um­
satzsteuerpflichtige Güter zu. Die spezifischen 
Quoten für steuerermäßigte und steuerbefreite 
Güter verlaufen allerdings nicht vollkommen pa­
rallel; Die relativen Ausgaben für umsatzsteuer­
ermäßigte Güter gehen von 28,9% (unter 600 
DM) auf 14,8% (5000—15000 DM) durchgängig 
zurück; demgegenüber ist der Rückgang der An-

Tabelle 1
Umsatzsteuerbelastung und Einkommenshöhe

Struktur der 
E inkom m ensverw endung

Relative Um satz­
steuerbe lastung *)

V erbrauchsanteiie M w (!) 1
Einkom ­
m ensh öhe ') E s '

S s

^  er
“ I s  
0  =  '=’ > Q.C3

¿ S s '
§ 5 0
0 5(0 :D
W £CD

1

1 c O <DII
CD O

o).E-Q ©

glo E 
Z  O
<D.=
•o 0>

XI C i -  

S2 c  ®

• g | .s

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)

unter 600 94,7 47,1 28,9 24,0- 6,8 6,9 6,5
600- 800 90,0 50,5 26,7 22,9 6,5 6,6 6,2
800- 1000 87,1 52,6 25,2 22,2 6,2 6,6 6,2

1000- 1200 85,1 54,8 24,9 20,4 6,0 6,7 6,2
1200- 1500 83,1 56,8 24,3 18,9 5,6 6,7 6,2
1500- 1800 81,8 59,0 22,7 18,2 5,5 6,8 6,2
1800- 2500 78,3 61,2 20,9 18,1 5.3 6,5 6,1
2500- 5000 71,2 62,6 18,6 18,8 4,7 5,9 5,5
5000-15000 49,7 64,6 14,8 20,5 3,0 4,0 3,9

’ ) Monatliches Nettoeinkommen von . . .  bis u n te r. . .
2) Gesamte Verbrauchsausgaben in “/o des ausgabefähigen Ein­
kommens.
=) In % des Gesamtverbrauchs.
*) In % auf der Basis der seit 1.1. 1978 geltenden Steuersätze von 
12 bzw. 6 ”/o.
=) Bruttoeinkommen abzüglich direkte Steuern und Pflichtbeiträge 
zur Sozialversicherung.
‘ ) Nettoeinkommen zuzüglich Einnahmen aus Verkäufen gebrauch­
ter Waren und einmalige Vermögensübertragungen von 1000 DM 
und mehr.
Quelle: Eigene Berechnungen nach: Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.): Wirtschaftsrechnungen, Fachserie 15, Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1973, Heft 4 und 5, Stuttgart und Mainz 1977; 
Fachserie M, Preise-Löhne-Wlrtschaftsrechnungen, Reihe 18, Ein­
kommens- und Verbrauchsstichproben, Nr. 3, 1973, Stuttgart und 
Mainz 1976; §§ 4 und 12 UStG I. d. F. v. Juli 1977. Differenzen durch 
Rundungen.
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teile für umsatzsteuerbefreite Güter mit zunefi- 
mendem Einl<ommen insgesamt geringer und 
steigt in den beiden oberen Einl<ommensl<lassen 
sogar wieder an. Der Grund für diese Besonder- 
ineit dürfte darin liegen, daß es sich bei den um­
satzsteuerermäßigten Gütern fast ausschließlich 
um Grundnahrungsmittel handelt, deren Konsum­
anteil in einkommensschwachen Haushalten über­
proportional hoch ist, während unter die völlige 
Umsatzsteuerbefreiung auch Waren und Dienst­
leistungen des gehobenen Bedarfs fa llen ’ 3).

Fügt man die einzelnen Belastungselemente je 
Einkommensklasse zu einem Gesamtlasteffekt zu­
sammen, so wird deutlich, daß die Abkehr von der 
„klassischen“ Regressivitätsthese der Umsatzbe­
steuerung empirisch nicht gestützt werden kann 
(siehe Tab. 1, Spalten 5—7). Die gegenläufige Ent­
wicklung bei Konsumquote und Anteil der voll um­
satzsteuerpflichtigen Güter am Gesamtverbrauch 
bewirkt nur zwischen 600 DM und 1800 DM eine in 
etwa gleichmäßige Belastung des Netto- und des 
ausgabefähigen Einkommens; zwischen den bei-

den unteren Einkommensklassen sowie oberhalb 
einer Einkommenshöhe von 1800 DM nimmt die 
relative Steuerlast mit steigendem Einkommen 
signifikant ab. Die einkommenshöhenspezifische 
Belastung zeigt für die Bezugsgröße Bruttoein­
kommen sogar einen durchgängig regressiven 
Verlauf a n ’ “).

Die wichtigste Determinante der relativ geringen 
Umsatzsteuerbelastung in den höheren Einkom­
mensklassen ist eine oberhalb eines Nettoverdien­
stes von 1800 DM beträchtlich absinkende Kon­
sumquote, die den steigenden Anteil der Ausga­
ben für voll umsatzsteuerpflichtige Güter dort bei 
weitem überkompensiert, während sich — mit Aus­
nahme der niedrigsten Einkommensklasse — in 
den unteren bis mittleren Einkommenshöhen die 
gegenläufigen Entwicklungen in etwa die Waage 
halt3n. Verstärkend kommt hinzu, daß in den bei­
den höchsten Einkommensklassen zwar der Kon­
sumanteil der umsatzsteuerermäßigten Güter wei-

” ) So z. B. Aufwendungen für Wohnungsmieten u. ä., Dienstleistun­
gen für Gesundheitspflege, Nachrichtenübermittlung und Bildungs­
güter.

'*) Der regressive Gesamteffekt dürfte sich noch verstärken, wenn 
man bei den sog. umsatzsteuerbefreiten Gütern das kaum quan­
tifizierbare Ausmaß an Überwälzung der Steuerbeträge berücksich­
tigte, die auf den in das steuerbefreite Konsumgut eingehenden 
Vorprodukten lasten. (Nach § 15 Abs. 2 Nr. 2 UStG sind Steuern für 
Leistungen, die zur Ausführung steuerfreier Umsätze in Anspruch 
genommen werden, vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen.)
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ter absinkt, die Ausgaben für umsatzsteuerbefreite 
Waren und Dienstleistungen jedoch relativ wie­
der ansteigen.

Soziale Stellung

Um die spezifische Umsatzsteuerbelastung der 
privaten Haushalte nach der sozialen Stellung des 
Haushaltsvorstands zu ermitteln, war zunächst ein 
methodisches Problem zu lösen: Das durchschnitt­
liche Einkommen der einzelnen Statusgruppen dif­
feriert laut EVS'*) sehr stark; so beträgt das aus­
gabefähige Einkommen eines Selbständigen mo­
natlich im Schnitt 3952 DM, das eines Arbeiters 
dagegen nur 2129 DM und das eines Nichter­
werbstätigen gar nur 1409 DM. Hieraus erwächst 
die Gefahr, daß die Unterschiedlichkeit der für die 
Höhe der Steuerlast bestimmenden Strukturele­
mente der Einkommensverwendung (so z. B. die 
Konsumquote, die zwischen 57,5% bei Selbstän­
digen und 80,4% bei Nichterwerbstätigen 
schwankt) weniger auf der sozialen Stellung der 
Betroffenen als vielmehr auf deren Einkommens­
differenzen basiert. Um diesem Problem zu ent­
gehen, mußten ausschließlich Statusgruppen der 
gleichen Einkommensl<lasse miteinander vergli­
chen werden; hierfür wurde die Einkommensklas­
se 1800 bis unter 2500 DM ausgewählt, weil die 
EVS aufgrund der Stichprobendichte nur dort für 
alle Gruppierungen signifikante Werte ausw eist'‘ ).

Im Gegensatz zu den verschiedenen Einkommens­
klassen ist die Einkommensverwendung nach der 
sozialen Stellung des Haushaltsvorstands von 
gleichgerichteten Strukturelementen gekennzeich­
net (siehe Tab. 2, Spalten 1 -4 ): So paart sich bei 
den Selbständigen und z. T. auch bei den Nicht­
erwerbstätigen im Gegensatz zu den Arbeitneh­
mergruppen eine vergleichsweise geringe Konsum­
quote mit einem relativ niedrigen Verbrauchsan­
teil an voll steuerpflichtigen G ütern” ). Hieraus 
resultiert eine deutlich niedrigere Umsatzsteuer­
belastung beider Statusgruppen, vor allem aber 
der Selbständigen, und zwar weitgehend unab­
hängig von dem jeweils als Bezugsgröße ver­
wandten Einkommenskonzept (siehe Tab. 2, Spal­
ten 5-7)'®). Die Belastungsunterschiede innerhalb 
der Arbeitnehmerschaft, also zwischen Beamten, 
Angestellten und Arbeitern, fallen demgegenüber

” ) Siehe EVS 1973, Heft 4, S. 18. Landwirte wurden wegen der sek- 
toraien Besonderheiten im Agrarbereich nicht in den Vergleich ein­
bezogen.
“ ) Vergleichende Berechnungen mit anderen Einkommensklassen 
von geringerer Stichprobendichte erbrachten graduelle Abweichun­
gen, aber keine iWodiflkation der generellen Tendenz. Von den 
geringen Differenzen im Durchschnittseinkommen der einzelnen 
Statusgruppen innerhalb der gewählten Einkommensklasse gehen 
nur unbedeutende Verzerrungseffekte aus.
” ) Inwieweit es sich dabei um relativen Konsumverzicht oder um 
die Nutzung von stellungsspezifischen Möglichkeiten zur Steuer­
ausweichung (z. B. Deklarierung von Konsumaufwendungen der 
privaten Lebensführung als Betriebsausgaben) handelt, kann aus 
dem vorliegenden empirischen Material nicht geschlossen werden. 
'•) Der etwas aus dem Rahmen fallende Belastungswert des Brutto­
einkommens der Nichterwerbstätigen läßt sich auf das besonders 
niedrige Bruttoeinkommensniveau dieser Gruppe zurückführen 
und tangiert die generelle Ergebnisaussage nicht.

kaum ins Gewicht. Berücksichtigt man die hohen 
Unterschiede der durchschnittlichen Einkommen 
zwischen der Gruppe der Selbständigen und der 
der Arbeitnehmer in ihrer Gesamtheit, dann ku­
mulieren sich die status- und einkommenshöhen­
spezifischen Belastungselemente zu insgesamt 
noch höheren Lastverteilungsdiskrepanzen, als sie 
die Analyse innerhalb einer Einkommensklasse 
ausweist. Aus diesem Ergebnis kann also gefol­
gert werden, daß es sich bei der Umsatzsteuer um 
eine ausgesprochen arbeitnehmerfeindliche  Steu­
er handelt.

Tabelle 2
Umsatzsteuerbelastung und soziale Stellung 

des Haushaltsvorstands

O) '
§ 5
<l) cO T̂'

Struktur der 
Einkommensverwendung

Relative Umsatz­
steuerbelastung

Verbrauchsanteile V) V) 1 cb ^

N M «O 0) oM-D >
S s5  o
V CT

1 S

- I b S p
W <1)0 <15 0=5 1WXlO j

I c  O Q)
I Im o 
0.ET3 <D :

" M<15 £ i Z  o
o).E■O Q)

JD C rt ^  O) £ OT C C : 3 Q) 5' «  0)5tn'P r-

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)
Selbständiger 73,8 54,8 24,2 21,0 4,8 5,4 5,3
Beamter 78,0 61,7 18,7 19,6 5,7 6.7 6,0
Angestellter 78,4 63,7 18,8 17,5 5,3 6,9 6,2
Arbeiter 79,1 61,9 22,0 16,1 5,1 6,7 6,2
Nichterwerbs­
tätiger 76,9 58,2 20,4 21,4 5,5 6,1 5,7

') Innerhalb der Einkommensklasse 1800 DM bis unter 2500 DM 
{mtl. Nettoeinkommen).
’ ) — ‘ ) Siehe Anm. 2—6 zu Tab. 1.
Quelle: Siehe Tab. 1.

Haushaltstyp und Steuerlast

Auch bei der Ermittlung der Steuerlast nach Haus­
haltstypen' ’ ) soll zunächst die Einkommenshöhe 
als intervenierende Variable neutralisiert werden. 
Das monatliche ausgabefähige Einkommen 
schwankt immerhin zwischen durchschittlich 1032 
D-Mark bei alleinstehenden Frauen und 3002 DM 
bei Ehepaaren mit 3 und mehr Kindern^°); der An­
teil der Verbrauchsausgaben am ausgabefähigen 
Einkommen liegt bei der totalen Durchschnittsbe­
trachtung mit höheren Werten für Ledigen- als für 
Verheiratetenhaushalte invers zu den Relationen 
in jeder einzelnen Einkommensklasse.

In der stichprobendichtesten und deshalb für die 
Analyse ausgewählten Einkommensklasse 1800 bis 
unter 2500 DM^') steigt die Konsumquote m itzu ­
nehmender Haushaltsgröße an; allerdings flacht 
sich der Anstieg von Haushaltstyp 0  (Ehepaar mit 
1 Kind) an mit zunehmender Kinderzahl stark ab.

” ) ln der EVS 1973 werden fünf Haushaltstypen unterschieden; A l­
leinstehende Frau, Ehepaar ohne Kind, Ehepaar mit 1 Kind, Ehe­
paar mit 2 Kindern, Ehepaar mit 3 und mehr Kindern. Wie eine er­
gänzende Berechnung ergab, können die Daten nach H a u s ­
h a l t s t y p e n  bei minimalen Abweichungen auch die in der 
EVS gesondert ausgewiesenen Werte für H a u s h a l t s g r ö ­
ß e n  (1 Person, 2 Personen, 3 Personen, 4 Personen, 5 Personen 
und mehr) repräsentieren.
>") EVS 1973, Heft 4, S. 85.
” ) Siehe Anmerkung 16.
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SO daß sich der von der Konsumquote ausgehen­
de Lasteffel<t in größeren Familien nicht weiter 
verstärkt (siehe Tab. 3, Spalte 1). Auch die Kon­
sumstruktur verm ittelt mit wachsender Kinderzahl 
keine signifikant höheren Belastungswirkungen 
(siehe Tab. 3, Spalten 2 -4 ); der mit steigender 
Haushaltsgröße zunächst wachsende Ausgaben­
anteil an voll umsatzsteuerpflichtigen Gütern sinkt 
oberhalb von Haushaltstyp 0  wieder ab.

Tabelle 3
Umsatzsteuerbelastung und Haushaltstyp

Haushaltstyp’

Struktur der 
Einkommensverwendung _

I Verbrauchsanteile

S °
o-

- i B
I iT“

Relative ümsatz- 
steuerbelastung *)

<i) (0H c n ® Ol E 
cn c c^ <D «

■oiSm
m o

S e
2  o

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)

alleinlebende
rau 72,2

76.1

79.2 

79,5

und mehr Kindern 81,0

(B) Ehepaar 
ohne Kind
(C) Ehepaar 
mit 1 Kind
(D) Ehepaar 
mit 2 Kindern
(E) Ehepaar m it 3 

■ ehrt- •

62.3 

64,0 

62,9

60.3 

56,8

14.2 

17,8

20.3 

21,7

25.3

23,5

18,2

16,8

18,0

17,9

4,9 6,0 5,4

5.2 6,4 6,0

5.3 6,8 6,2

5.3 6,7 6,1

5.4 6,6 6,1

’) Familienstand, Zahl der Kinder.
’ ) -  ‘ ) Siehe Tab. 1, Anm. 2-6.
Quelle; Siehe Tab. 1.

Prüft man den aus Konsumquote und Konsum­
struktur zusammengefügten Lastverteilungseffekt 
in der Gesamtsicht (Tab. 3, Spalten 5—7), so ver­
dienen zwei Ergebnisse Erwähnung, von denen 
das eine durchaus erwartet werden konnte, das 
andere angesichts der herrschenden Meinung aber 
erstaunt:

□  Ledigen- und (mit Einschränkungen) Verheira- 
tetenhaushalte ohne Kinder werden unabhängig 
von der spezifischen Perspektive der einzelnen 
Einkommenskonzepte aus der Umsatzbesteuerung 
schwächer belastet als Familien mit Kindern, wo­
für in erster Linie ihre vergleichsweise niedrige 
Konsumquote verantwortlich ist; die haushaltstyp­
spezifische Belastung steigt also von A nach 0  an. 
Die besonders schwache Belastung der Ein-Per- 
sonen-Haushalte basiert zusätzlich auf einem be­
deutend höheren Ausgabenanteil an umsatzsteuer­
befreiten Gütern (Hauptbestimmungsfaktor: Aus­
gaben für Wohnungsmieten).

□  Die in der Öffentlichkeit weit verbreitete Mei­
nung, daß die Familien m it vielen Kindern gezwun­
genermaßen mehr kaufen als Familien mit weniger 
oder gar keinen Kindern und damit auch relativ 
mehr zum Mehrwertsteueraufkommen beitragen ̂ )̂, 
muß stärker differenziert werden, ln der Tat sind

Belastungsdifferenzen zwischen Haushalten mit 
Kindern und ohne Kinder zu verzeichnen. Die 
Umsatzsteuerlast tr ifft jedoch Familien mit vielen 
Kindern nicht härter als Familien mit wenigen Kin­
dern; Die relative Bruttoeinkommensbelastung 
steigt zwischen den Haushaltstypen 0  und E nur 
noch um einen Zehntelprozentpunkt an, die Be­
lastung des ausgabefähigen und des Nettoein­
kommens ermäßigt sich sogar um 0,1 bzw. 0,2 Pro­
zentpunkte. Die Ursache für die gleichmäßigere 
Lastverteilung zwischen den Familien mit Kindern 
liegt darin, daß der steuerentlastende Effekt eines 
mit zunehmender Haushaltsgröße wachsenden 
Ausgabenanteils für Grundnahrungsmittel von 
Haushaltstyp 0  an von der nur noch schwach an­
ziehenden Konsumquote nicht mehr überkompen­
siert werden kann; je größer der Haushalt, desto 
stärker dürften kostenmäßige Größendegressions­
effekte Platz greifen.

Ergebnisse

Die aus dem Datenmaterial der jüngsten Einkom­
mens- und Verbrauchsstichprobe erstellten Last­
verteilungsrechnungen widersprechen der in den 
letzten Jahren immer mehr Zustimmung findenden 
These von der gleichmäßigen Belastung aller pri­
vaten Haushalte durch die Umsatzsteuer. Unter­
stellt man die vollständige Überwälzung der Steu­
erschuld auf den Endverbraucher, dann ergibt sich 
allenfalls -  mit Ausnahme der niedrigsten Ein­
kommensklassen — von den unteren zu den m itt­
leren Einkommensschichten eine in etwa propor­
tionale, von den mittleren zu den oberen Einkom­
mensklassen jedoch eine stark abnehmende Steu­
erlast; in bezug auf das Bruttoeinkommen ist der 
Belastungsverlauf sogar durchgängig regressiv. 
Darüber hinaus tr ifft die Umsatzsteuerlast die Ar­
beitnehmer härter als die Selbständigen und be­
nachteiligt im interfamiliären Vergleich die Haus­
halte mit Kindern, wenngleich die Höhe der Kin­
derzahl selbst belastungsneutral ist.

Für den Fall, daß in der Zukunft eine weitere An­
hebung der Umsatzsteuersätze in Aussicht ge­
nommen wird 2̂ ) — sei es, um Entlastungen im Be­
reich der direkten Steuern fiskalisch zu kompen­
sieren, sei es zum Zwecke einer EG-Steuerharmo- 
nisierung —, bedarf es einer Umgestaltung des 
derzeitigen Besteuerungssytems und/oder geziel­
ter Kompensationen über öffentliche Transferzah­
lungen, wenn Verteilungsnachteile für die unteren 
und mittleren Einkommensklassen, Arbeitnehmer 
und Familien mit Kindern vermieden werden 
sollen.

22) Vgl. H. w. K a m m a n n : Famllienlastenausgleich -  Je grö­
ßer die Familie, desto geringer die Wirkung, in: Arbeit und So­
zialpolitik, Heft 11/1977, s. 389.

” ) Siehe hierzu z. B. den Vorschlag der FDP, zur Finanzierung 
weiterer Erleichterungen im Bereich der direkten Steuern die (Mehr­
wertsteuer erneut um mindestens einen Prozentpunkt zu erhöhen 
(Neue Steuerpläne gewinnen Kontur, Handelsblatt v. 15. 6.1978), 
sowie die ähnlich intendierte Empfehlung des Sachverständigen­
rats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Zur 
wirtschaftlichen Lage im Juni 1978, Sondergutachten v. 19. 6. 1978, 
S. 17, 23 f.).
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